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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Vor den Wahlen brachte die Parteipräsidentin Eva Segmüller (SG) ihre Hoffnung zum
Ausdruck, dass die schlechten Prognosen für ihre Partei zusätzliche Kräfte mobilisieren
würden; dies war jedoch nicht der Fall. Die CVP erlitt bei den Nationalratswahlen eine
Einbusse von 1,5 Prozentpunkten bei den Wähleranteilen und sank auf 18,2% (inklusiv
CSP-Listen in LU, SZ, SG, VS) ab; in sechs Kantonen verlor sie sieben Sitze und gewann
nur in einem ein Mandat neu hinzu. Im Ständerat verlor sie zwei weitere Sitze (SZ, TI),
nachdem 1990 schon in Glarus der christlichdemokratische Sitz an die FDP gegangen
war. 1

WAHLEN
DATUM: 20.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei den kantonalen Wahlen 1995 verlor die CVP insgesamt neun Sitze, was dazu beitrug,
dass die Partei in den Medien überwiegend als Verliererpartei dargestellt wurde. Auf
eidgenössischer Ebene blieb die CVP mit nur einer Sitzeinbusse (Ausgehend von einer
Zuordnung, die den Sitz der Alliance jurassienne (BE) 1991 nicht zur CVP zählte) und
einem Wählerverlust von 1,2% (neu: 16,8%) aber von der grossen Niederlage
verschont. Allerdings drang die SVP in der Innerschweiz tief in CVP-Stammlande ein und
näherte sich der CVP gesamtschweizerisch bis auf knapp 2% an. Mit Hugo Fasel (csp,
FR) wechselte ausserdem der Chef der CVP-nahen Gewerkschaft CNG in die Fraktion
der Grünen. 
Die CVP gestand Fehler im Wahlkampf ein und kündigte an, die konfessionelle Öffnung
forcieren zu wollen, um im protestantischen Lager neue Wähler zu gewinnen. Eine
Studie kam zum Schluss, dass bei den eidg. Wahlen die CVP ihr Wählerpotential von
allen Bundesratsparteien am schlechtesten, d.h. nur zu knapp einem Drittel,
ausschöpfen konnte. 2

WAHLEN
DATUM: 22.10.1995
EVA MÜLLER

Nachdem die CVP bereits bei den kantonalen Wahlen ihren Krebsgang fortgesetzt
hatte, war ihr Abschneiden bei den Nationalratswahlen ambivalent. Die Partei verlor
zwar 0,9% Wählerstimmen (1995: 16,8%, 1999:15.9%), konnte aber trotzdem einen
Sitzgewinn verzeichnen.

WAHLEN
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Drei Wochen vor den Wahlen sprach sich Parteipräsident Philipp Stähelin an einem
ausserordentlichen CVP-Parteitag in Basel mit Nachdruck für starke Mitteparteien und
die Beibehaltung der Konkordanz aus und rechtfertigte damit den zweiten
Bundesratssitz der CVP. Die beiden CVP-Bundesratsmitglieder skizzierten die aus ihrer
Sicht wichtigsten Herausforderungen der kommenden Legislatur: Rentenalter,
Konsolidierung der bilateralen Beziehungen mit der EU, Prioritätensetzung bei den
staatlichen Ausgaben, mehr Wettbewerb und Marktöffnung sowie echte Familienpolitik,
das heisst steuerliche Entlastung der Familien. Die CVP wolle am Rentenalter 65
festhalten; um die Renten zu finanzieren, sollten die Kinder früher eingeschult werden
und junge Erwachsene somit früher die Berufstätigkeit aufnehmen. Praktisch
diskussionslos hiessen die Delegierten schliesslich einen 34 Punkte umfassenden
„Wahlvertrag der CVP mit dem Schweizervolk“ gut. 3

WAHLEN
DATUM: 29.09.2003
MAGDALENA BERNATH

Die Wahlplattform der CVP wurde an der Delegiertenversammlung am 22. Januar in
Pratteln vorgestellt. Als Kernthemen wurden Familie, Wirtschaft, Sicherheit und Umwelt
festgehalten. Betreuungsgutschriften und -plätze für Kinder, ein stabiles Rechts- und
Währungssystem, die Pflege des dualen Bildungssystems und Versorgungssicherheit bei
der Energie und in der Landwirtschaft waren die hauptsächlichen Forderungen.
Darüber hinaus wollte sich die CVP für ein Rentenalter von 65 Jahren für Mann und Frau
und für eine Entlastung der Familien bei den Krankenversicherungskosten einsetzen.
Bei der Energiepolitik sprach sich die Partei im Januar noch gegen einen Ausstieg aus
der Atomenergie aus. Die Kampagne lief unter den Slogans „Erfolg. Schweiz. CVP“ und
„Keine Schweiz ohne uns“. 4

WAHLEN
DATUM: 22.01.2011
MARC BÜHLMANN
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Immerhin wurde das Ziel, stärkste Partei der kleinen Kammer zu bleiben, erreicht.
Allerdings mussten auch bei den Ständeratswahlen Verluste verkraftet werden. Mit
insgesamt dreizehn Mandaten präsentierte sich die CVP zwar um zwei Sitze stärker als
die FDP und SP (je elf Sitze), musste aber im Vergleich zu 2007 per Saldo zwei Mandate
abgeben. Den Urner Sitz hatte die Partei bereits bei den Ersatzwahlen 2010 an die GLP
verloren. Bei den ordentlichen Wahlen büsste sie zudem beide Sitze in den Kantonen
Schwyz und St. Gallen ein. In Schwyz konnte der langjährige Ständerat Bruno Frick
seinen Sitz nicht gegen die Angriffe der SVP halten. Im Kanton St. Gallen fiel der Sitz der
CVP der SP zu. Auch hier verteidigte mit Eugen David ein langjähriger Ständerat seinen
Sitz erfolglos. David trat nicht mehr zum zweiten Wahlgang an und mit ihrem
Ersatzkandidaten war die CVP gegen die Angriffe von links und rechts chancenlos. Dass
sie im Vergleich zu 2007 nicht drei Mandatsverluste beklagen musste, verdankte sie
Pirmin Bischof, der den Sitz der FDP im Kanton Solothurn erobern konnte. Ihre Sitze
verteidigen konnte die CVP zudem in den Kantonen Luzern (Graber), Nidwalden
(Niederberger), Zug (Bieri), Freiburg (Schwaller), Appenzell Innerrhoden (Bischofberger),
Tessin (Lombardi), Wallis (Fournier und Imoberdorf) und Jura (Seydoux). Neue CVP-
Kantonsvertreter verteidigten den Sitz ihrer Partei in den Kantonen Uri (Isidor
Baumann), Graubünden (Stefan Engler) und Thurgau (Brigitte Häberli). Chancenlos
waren die Christlichdemokraten in den Kantonen Zürich, Bern, Basel-Landschaft,
Aargau, Waadt, Neuenburg und Genf. 5

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Anfang März 2015 standen die Präsidenten der drei bürgerlichen Parteien CVP
(Christophe Darbellay; cvp, VS), FDP (Phillip Müller; fdp, AG) und SVP (Toni Brunner; svp,
SG) vor die Medien, um einen bürgerlichen Schulterschluss in der Wirtschaftspolitik
anzukünden. Mit Hilfe eines Programms, das möglichst viele gemeinsame Punkte wie
etwa ein Verbot neuer Steuern in den nächsten fünf Jahren oder die Bekämpfung
administrativer Kosten für Unternehmen enthalte, wolle man einen einheitlichen
bürgerlichen wirtschaftspolitischen Kurs einschlagen, um den von der Frankenstärke
verursachten Problemen Herr zu werden. 
Weniger konkrete Übereinstimmung fand sich im Ende März vorgelegten Programm
dann freilich in der AHV-, der Energie- und der Europapolitik. Das St. Galler Tagblatt
sprach denn auch von einer «bürgerliche[n] Schnittmenge mit Lücke». Die Linke
reagierte skeptisch auf das gemeinsame Wirtschaftsprogramm. Christian Levrat (sp,
FR), Parteipräsident der SP, sprach davon, dass FDP und CVP vor der SVP kapitulierten
und zu Juniorpartnerinnen würden, sich damit aber für die anstehenden
eidgenössischen Wahlen wohl «das eigene Grab schaufeln» würden. In Le Temps wurde
die Vermutung geäussert, dass vor allem die CVP mit diesem Bündnis die rechte Flanke
sichern wolle; dies sei nach dem BDP-Nein zu einer Fusion mit der CVP nötig, so die
«Schweiz am Sonntag».
Das als gemeinsamer roter Faden gedachte bürgerliche Projekt bekam schon im Mai
2015 erste Risse. Die CVP versagte einem im Rahmen des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) von der SVP gestellten Antrag für eine Deckelung
der Staatsausgaben ihre Unterstützung und hiess auch Mehrausgaben im Kulturbereich
gut. Freilich hatten sich auch FDP und SVP im Rahmen des KAP für ein höheres
Armeebudget und eine Entschärfung des Sparprogramms in der Agrarpolitik
ausgesprochen. Der Blick sprach deshalb von einem «Wortbruch in Serie» und von
einem gebrochenen «Sparschwur» und startete für die Sommersession 2015 einen
«Schwur-Check», um aufzuzeigen, wo die bürgerlichen Parteien von ihren
Sparversprechen abwichen. In der Folge meldeten sich im Boulevardblatt kritische
Stimmen von CVP- und FDP-Nationalratsmitgliedern, wonach der Schulterschluss zu
einem Verlust der Glaubwürdigkeit der eigenen Partei führen könnte.
Mitte Juni bezeichnete dann SVP-Parteipräsident Toni Brunner den Schulterschluss in
einem Interview in der «Schweiz am Sonntag» als «Makulatur». Grund dafür war vor
allem auch die Weigerung der FDP, mit der SVP flächendeckende Listenverbindungen
für die eidgenössischen Wahlen einzugehen. Die SVP habe alles versucht, die beiden
anderen Parteien «auf den Pfad der Tugend zurückzubringen», die CVP bewege sich
aber nach links und der FDP sei egal, ob bei den Wahlen die SP oder die SVP zulege. In
der Folge kam es zu gegenseitigen Schuldzuweisungen via Medien. Laut Christophe
Darbellay verabschiede sich die SVP aus dem bürgerlichen Lager, weil sie keine Hand für
Lösungen biete. Zurückhaltender zeigte sich Philipp Müller. Man dürfe nicht nur auf die
Differenzen zeigen, sondern müsse auch darauf schauen, was die bürgerliche
Zusammenarbeit bereits gebracht habe. Die FDP halte deshalb am Schulterschluss fest,
weil es ihr um den Erhalt von Arbeitsplätzen gehe. Die in der Herbstsession von der
bürgerlichen Mehrheit gegen den Willen der eigenen Bundesratsmitglieder
gutgeheissenen Deregulierungsvorstösse wurden denn etwa von der Aargauer Zeitung
als «Lebenszeichen» für die angekündigte bürgerliche Zusammenarbeit interpretiert. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.03.2015
MARC BÜHLMANN
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Ende April 2015 trafen sich die CVP-Delegierten in Brugg (AG). Die
Delegiertenversammlung stand im Zeichen der anstehenden eidgenössischen Wahlen.
Parteipräsident Christoph Darbellay motivierte die Anwesenden: Die Chancen für die
Wahlen 2015 seien intakt, es werde aber kein Spaziergang werden. Darbellay appellierte
zudem an die anderen Parteien, für die weltweite Flüchtlingsproblematik gemeinsam
Lösungen zu suchen. Die Delegierten hiessen ein Positionspapier zur Reform der AHV
gut und fassten die Parolen für drei der vier im Juni anstehenden Abstimmungen: Ja
sagten die Delegierten zum RTVG und zur Präimplantationsdiagnostik, ein Nein
empfahlen sie zur Stipendieninitiative. Gegen die Erbschaftssteuerreform hatte sich
die CVP bereits 2013 ausgesprochen. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN

Rund drei Monate vor den eidgenössischen Wahlen 2015 gründete die CVP ihr Netzwerk
„CVP International”. Ziel sei eine Vernetzung der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Mit dem von Filippo Lombardi, Patricia Mattle, Raymond Loretan und
Daniel Wyss co-präsidierten Gremium soll ein Sprachrohr für die Anliegen der fünften
Schweiz geschaffen werden. Das Gremium wolle sich für die Rechte der Schweizerinnen
und Schweizer im Ausland einsetzen und sich für E-Voting stark machen. In der
Pressemitteilung Ende Juli wurde zudem darauf hingewiesen, dass die CVP für die
Wahlen 2015 keine Auslandschweizerliste vorsehe, sondern dass Kandidierende aus
dem Ausland in die kantonalen Listen integriert würden. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.07.2015
MARC BÜHLMANN

Als Wahlziel der CVP für die eidgenössischen Wahlen 2015 definierte ihr abtretender
Parteipräsident Christophe Darbellay (cvp, VS) einen Wählerinnen- und Wähleranteil
von 14 Prozent. Mit Konzentration auf die Familienpolitik und die Verteidigung des
Mittelstandes wollte Darbellay also 1.7 Prozentpunkte zulegen. Entsprechend war auch
der Slogan des Wahlprogramms 2015: «Die Schweiz – unsere Familie». Gemäss
Programm sollen Familie und Mittelstand unter anderem durch stabile Sozialwerke, ein
leistungsstarkes Bildungssystem, eine gesunde und intakte Umwelt und eine
konstruktive Migrationspolitik gestärkt werden. In den Medien wurde prognostiziert,
dass die CVP wohl erneut zu den Verliererinnen gehören werde. In 16 kantonalen
Wahlen habe sie verloren und obwohl sie die «Königin der Abstimmungen» sei – auch
2015 gehörte die CVP gemessen an ihren Parolen bei fast allen Abstimmungen zu den
Siegerinnen –, habe sie es bei den Wählenden schwer, titelte etwa der Tages-Anzeiger.
Diese Brückenbauerfunktion bei Abstimmungen nütze ihr bei den Wahlen nichts,
befand auch die NZZ. Die Partei habe zwar mit Doris Leuthard eine «populäre
Bundesrätin», der «Spagat zwischen den konservativen Stammlanden und dem
progressiven Mittelstand» mache der Partei aber zu schaffen, urteilte der Sonntags-
Blick. Und auch Le Temps sah das Problem der Partei vor allem darin, dass sie «entre
fermeté et humanisme» oszilliere. Auch die geplatzte Allianz mit der BDP dürfte der
CVP kaum helfen, zu wachsen, vermutete die NZZ. 9

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
MARC BÜHLMANN

Ende Januar 2015 legten die CVP und ihr ältestes Nationalratsmitglied Jacques
Neirynck (cvp, VD) ihren Streit bei. Nachdem der 83-jährige Neirynck, der für die
Christdemokraten insgesamt 12 Jahre (1999-2003 und 2007-2015) im Parlament
gesessen hatte, gedroht hatte, einer anderen Partei beizutreten, weil die CVP nicht ihn,
sondern Claude Béglé (cvp, VD) als Spitzenkandidat unterstützen wollte, lenkte die CVP
Waadt schliesslich ein und erlaubte ihrem Doyen eine Kandidatur für den National- und
den Ständerat, allerdings nicht auf der Haupt-, sondern auf der CVP-Seniorenliste.
Bei den Wahlen schaffte es Béglé, den einzigen Nationalratssitz der CVP zu verteidigen
– in den Ständeratswahlkampf konnte die CVP hingegen nicht eingreifen. Der ehemalige
umstrittene Postchef Béglé erhielt letztlich wohl auch dank seinem Spitzenplatz auf der
Hauptliste rund 5'000 Stimmen mehr als sein grösster Konkurrent Neirynck, der
seinerseits in einem Interview im Nachgang der Wahlen bedauerte, dass die CVP nun
wohl nach rechts rutschen werde. 10

ANDERES
DATUM: 18.10.2015
MARC BÜHLMANN
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Bei den Bunderstaswahlen 2019 bestätigte die CVP ihren Sitz: Ihre bisherige
Bundesrätin Viola Amherd wurde mit dem besten Resultat (218 Stimmen)
wiedergewählt.
Nach vielen Spekulationen in den Medien über eine mögliche Unterstützung der CVP für
einen grünen Bundesratssitz entschied sich die Mitte-Fraktion gegen den Angriff auf
amtierende Bundesräte und für eine angemessene Vertretung der Sprachregionen und
unterstützte folglich FDP-Bundesrat Ignazio Cassis – wie Gerhard Pfister (cvp, ZG) in
der NZZ erläuterte. Entsprechend verzichtete die CVP auch darauf, Grünen-Kandidatin
Regula Rytz zu einem Hearing einzuladen. Die WOZ wusste jedoch zu berichten, dass
Gerhard Pfister Regula Rytz durchaus hätte einladen wollen, um so Druck auf die FDP
auszuüben. Sein Ziel sei es gewesen, die Freisinnigen dadurch zu einer Zusage zu
bewegen, Viola Amherd bei den Bundesratswahlen 2019 nicht abzuwählen. Er sei jedoch
von der Fraktion überstimmt worden. 
Gerhard Pfister äusserte sich in den Medien auch über die Zauberformel und erklärte,
dass er einen Konkordanz-Gipfel organisieren werde, um über die Zusammensetzung
des Bundesrates zu diskutieren. Die Parteien müssten eine neue Zauberformel für die
Bundesratszusammensetzung erfinden, wobei die FDP wohl einen Bundesratssitz
abgeben müsste. Die entsprechenden Gespräche – so Pfister – sollten im neuen Jahr
beginnen. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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